
Fürein Eurcpa
des Friedens,
der Fortschritts,
dq§olidarität
aller arbeitenden
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Fürein Eurcpa
des Friedens, des Fortschritts,
der Solidarität aller arbeitenden
Menscfien!

Die Deutsche Kommunislische
Partei ist stets für die Zusam-
menarbeit der völker unseres
Kontinents im Geiste des Frie-
dens, der guten Nachbarschaft
und des gegenseitigen Kennen-
lernens eingetreten. Darum ist
unser Kampf auf die Vcrände-
rung der Politik in der Bundes-
republik gerichtet. wir wollen
tine Wende hin zu dcmokrati'
schem und sozialem Fortschritt in
unserem Lande. Im Interesse un-
s€aes Volkes und weil our so die
Bundesrepublik Deutschland eine
geachtete und positive Rolle im
[-€ben der Völker einnehmen
kann.

Wir Kommunisten der Bundes-
republik sind für europäische
Lösungen, aber sie müssen den
arbeitenden Menschen dienen
und nicht den multinationalen
Konzemen. Wir sind für europä-
ische Zusammenarbeit. aber sic
muß dem Frieden dienen, sie
muß den arbeitenden Menschen
soziale und demokratische Frei-
heitsrechte gewähreo und nichr
den Konzemen und dem Rü-
stungskapital die uneinge-
schränkte Verfügungsgewalt über
das Schicksal der arbeitenden
Bevölkerung in den Ec-Staaten.

Die Deutsche Kommunistische
Partei bctciligt sich darum an den
Wahlcn für das EC-Parlament
mit klaren Zielen:
Dcm Zusammenschluß multi-
nationälcr Konzerne in der EG
dic Alternative der solidadschen
Zusammenarbeit der arbeitenden
Menschcn in den kapitalistischen
Ländern Wcsteuropas entgegen-
zustcllcnl
Das Westcuropa dcr NATO und
der Hochrüslung durch ein Eu-
ropa dcs Friedcns, der Sicherheit,
dcs sozialen Fortschrilts und der
Zusammenarbeit zwischen allen
Völkern unseres Kontinents zu
übcrwindcn.

Dem polilischen. wirtschaftlichen
und militärischen Vormacht-
strcbcn dcs Imperialismus der
Bundcsrepublik entgegenzutre-
tcn.
dic nalionalen Intcressen der
EG-Länder gegen Militär- und
Wirtschafrsdiktate des US-Im-
pcrialismus zu verteidigen!

Die Lchensinteresscn des Volkes
dcr Bundesrepublik. insbeson-
derc dic Interessen der Arbeiter
und Angcslellten. der Bauem
und dcr jungen Gcneration unse-
rcs Landcs zu schützen!



Solidarität
der Völker gegen Hochrüstung
und für Entspannung!

In unserem Volk wurde die
Hoffnung geweckt, daß mit der
EG der Frieden sicherer werde.
Doch der von reaktionären Poli-
tikern forcierte politische Zu-
sammenschluß ist dem aggressi-
ven Konzept der NATO unter-
worfen. In diesem Westeuropa
zwingt die NATO unterdem
Oberbefehl eines Generals aus
den USA den Staaten immer ge-
waltigere Rüstungslasten auf.
Viele Hunderte Milliarden ver-
schlingt alljährlich die Hochrü-
stung. die den Frieden nicht si-
cherer macht. sondern gefährli-
che Spannungen erzeugt, die Ge-
fahr einer atomaren Katastrophe
heraufbeschwört, die der Schluß-
akte von Helsinki widerspricht
und den Völkern Milliardenbe-
träge für die Lösung sozialer
Probleme entzieht.

Das Westeuropa der Hochrü-
stung wird von uns Kommunisten
bekämpft. Wir wollen, daß der
Frieden auf unserem Kontinent
sicher und die Entspannung
unumkehrbar gemacht wird. Das
ist notwendig, denn die Gefahr
eines Krieges ist auf unserem
Kontinent noch nicht endgültig
gebannt. Das beweisen die An-
strengungen der Rüstungskon-
zerne und der ihnen verbundenen
politischen Kräfte, das beweisen
immer neue Aggressionspläne
der NATO. Darum fordem wir
die Einstellung der Hochrüstung.
Darum sind wir für die friedliche
Zusammenarbeit aller Staaten in

Europa, auf der Grundlage der
Prinzipien der friedlichen Koexi-
stenz.

Darum geht die DKP mit diesen
Forderungen in den Wahlkampf
für das EG-Parlament:

Lür eiqe n_*irLsarn 9,rr LetlIqJ dgl
Bun{eq1ep!Q!ik zur Abrüstung !

Für d_en Stopp der Neulronen-
bop_bg !

Für die Ablehnung neuer milliar-
{e n191sq!i!!4ge ndq L \ry_aggltsys! e -

lllg,tryis sic {as Aw{CS-lrojekt
darstellt!

§S!b! Elt {er Unlepld4ung de1
BundesrepqUik unlq1 {iq strqt§:
gsqh"l Z!el"-de1 U§A qad Q9!
Pentagons und Ablehnung des
Langzeitprogramms
der NATO! Neutronen

bombe
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Solidarität
der Arbeitenden gegen
die Monopole!

In unserem Land wurden Hoff-
nungen genährt, die EG würde
zu sozialen Erleichterungen, zu
mehr Gerechtigkeit führen. Die
Wirklichkeit sieht anders aus:

Der wirtschaftliche Zusam-
menschluß in der EC wird bis
zur Stunde von den großen
multinationalen Konzernen
beherrscht. Diese dem internatio-
nalen Großkapital unterworfenen
EG-Staaten zählen heute mehr
als 5 Millionen Arbeitslose, dar-
unter eine Million Jugendliche
ohne Arbeit, zählen viele Millio-
nen entrechteter Frauen.
In diesen kapitalistischen Staaten
werden ausländische Arbeiter wie
Menschen dritter Klasse behan-
delt. In diesem Teil Europas stei-
gen die Preise. die Lebenshal-
tungskosten, die Steuern, die
Mieten, und die Massenkaufkraft
sinkt. Die EG war ein Riesenge-
winn für die großen Konzerne,
die Milliardenprofite aus der ar-
beitenden Bevölkerung preßten.

Zu diesem Westeuropa sagen wir
Kommunisten Nein!

Wir wollen ein Westeuropa der
Arbeitersolidarität. Der gemein-
samen Aktionen der Gewerk-
schaften für wirkliche Mitbe-
stimmung. Der Arbeitersolidari-

tät für höhere Löhne, für kürzere
Arbeitszeit, ftr die Sicherung der
Arbeits- und Ausbildungsplätze.
Ein Westeuropa ohne Aussper-
rung und ohne Fra ue ndisk rim i-
nierung. Ein Westeuropa der
Achtung und der Menschen-
würde für jeden ausländischen
Arbeiter-
Darum geht die DKP mit diesen
Forderungen in den Wahlkampf
fur das EG.Parlament:
Für die Durchsetzung der 35-
Stunden-Woche in der Bundes-
republik und damit für wirksäme
Maßnahmen zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit !

Für das sofortige Verbot der
Aussperrung in der Bundesrepu-
blik. Der grundgesetzwidrige
Machtmißbrauch durch die
Großkonzeme muß gäsetzlich
beendet werden!

WIR MN.IEN 5:tEt9
ExE M.fiIK NIT

lrrioEN,rtAf !



Eür -das_B-esh!, auJ-Atbeit und
Alqb4dr{ry1
Frirw-_rrf, Sq,me lvlilbC$ryUqlnCs-
rechte der Arbeiter und Ange-
qtqllle! untl ihrqr Gewqrlsclaf-
teqil allen Eereicbe n dcr Ge
sellschaft!

Ecrdie §islcruq derZs_krlr!&
dEl-iuryelG_ eleratlqq durch
{uslilduuglqqd 4tbeilsplätze !

Eür d_ie vqUe-qlejshbera4tiC!4C
der Erauen in B€tr_ieb,._SJ44! und
Gesellschaft!

Wle hler ln Oort
mund unleratri-
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übor die Grenzen
hlnwog, Solidarl-
läl maclrl slerk!
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Solidarität
der Demokraten gegen Berufsverbote,
gegen Neonazis und für die Verwirk
lichung der Menschenrechte!

Die Hoffnung von Millionen
Menschen in den westeuropä-
ischen Staaten, durch gegenseiti-
ges Kennenlernen und Verständ-
nis zu guter Nachbarschaft zu ge-
langen, wird von der politischen
Entwicklung in der Bundesrepu-
blik in höchstem Maße in Frage
gestellt. Unruhe bei unseren
Nachbarvölkem über anwach-
sende neofaschistische Umtriebe
in der Bundesrepublik. Unruhe
bei unseren Nachbarn über den
rapiden Verfall von Verfassungs-
rechten in der Bundesrepublik.
Unruhe über Berufsverbote, über
brutale Aussperrungsmaßnah-
men, über bedrohlich ansteigen-
den Nationalismus.

Das ,,Modell Deutschland", mit
dem die politische Führung der
Bundesrepublik unsere westeuro-
päischen Nachbarvölker,,beglük-
ken" will, beschwört im Ausland
wie im eigenen Land die Vergan-
genheit herauf und weckt Alp-
träume.

Darum geht die DKP mit diesen
Forderungen in den WahlkamPf
für das EG-Parlament:

Das Berufsverbot in der Bundes-
repuuliti .qruB iallen lfreihää im
Beruf - Demokratie im Betrieb!

Die Bundesrepublik m,uß von
neonazistischen Umtrieben be-
fräit werden. Eine Veijährun!
von Naziverbrechen dar{ n ichi

Di" ved4§sqcq{l!4cg 4"c
Qrgq{ge sg1zes q49h fr-eler pe_-

rufswahl. nach Gleichberechti-
gung der lrquqq4eglE[r
schränkung des Machtmißbrauchs
der Konzerne müssen Verfas-
sn{r!_$r\EahEqyeiaeq.
Das Demonstrationsrecht muß
gesclNtzt werä'en, täiTtrelklecht
u!q!ce!4c!gq!&]!9&
Das elementare Menschenrecht,
das Recht auf Arbeit und Bil
dune. ,q!gq.q!G1y@

Auf der Straßbur-
ger Konf€renz

g€en Berulsver-
bole waJen sich
die Oemokraten

der Bundesrcpu-
blik mit ihren

Nacht arn einlg:
Daa B€rutsvorbot

muß weg.





§olidarität
der Werktätigen gegen die
Lebensm ittelkonzerne !

Millionen Verbraucher und
Hausfrauen in unserem Land
hofften, durch den westeuropä-
ischen Agrarmarkt Vorteile zu
erhalten. Aber die Lebensmittel-
preise stiegen trotz riesiger But-
terberge, trotz Schweine-, Milch-
und Rinderbergen. Die Werktäti-
gen zahlten drauf, und Milliarden
an Steuergeldern wurden aus ih-
nen herausgepreßt. Zur Finanzie-
rung eines Agrarmarktes, der die
Klein- und Mittelbauern in den
Ruin treibt, der die Verbraucher
ausnimmt und der allein die Le-
bensmittelkonzeme, die Dünge-
mittelkonzerne, die Landmaschi-
nenindustrie steinreich machte.

Diö landwirtschaftliche Überpro-
duktion wird vernichtet, während
in Asien, Afrika und Lateiname-

rika Millionen Menschen verhun-
gem. Der westeuropäische
Agrarmarkt in seiner jetzigen
Form ist ein unsoziales und un-
moralisches System, das allein
dei unstillbaren kapitalistischen
Drang nach Superprofiten stillt.
Darum geht die DKP mit diesen
Forderungen in den Wahlkampf
für das EG-Parlament:
Ausrcrshqrde E4eggerpreisq für
die Bauern !-Stabile Nabruqcrut
l-elplsße_ SI ile Endverbraucle-t !

_S-cbulz-der Klcin- uad.Mitlelbau-
ern vorrlem PleisdiLtat_-dcr M-q:
nopole.
?_reiskonlrolle tür alle -Groß_-
handekuatcruchrnea ul{ die
l-gbensnillelLoLzeme.

Die Preisstopp.
Aktlonon d.. DKP
errggl€n in vlelen

Städton Aul5eften.
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Solidarität
der Bürger für UmwelbchuE
und Lebensqualität!

Die Bewegung der Umwelt-
schützer hat in allen Staaten Eu-
ropas Fuß gefaßt. Das Engage-
ment der Bürger, die angesichts
des totalen Versagens der Herr-
schenden den Schutz der Umwelt
in die eigenen Hände nahmen,
hat die Fragen der Ökologie, der
Zukunftsforschung. der unver-
zichtbaren intemationalen Zu-
sammenarbeit auf die Tagesord-
nung gesetzt.

In den westeuropäischen Indu-
striezentren wird die Umwelt zer-
stört, weil die Konzeme unge-
hindert Flüsse und Seen als Ab-
fallkloaken benutzen können. In
den westeuropäischen Staaten
fehlen ökologische Zukunfts-
orientierungen, weil dem rück-
sichtslosen Konkurrenzkampf der
Konzerne kein Einhalt geboten
wird. Ob in der Energiefrage, ob
in der Strukturplanung, es wer-
den nationale Reserven vernich-
tet, es werden Landschaften zer-
stört, weil allein das Gesetz des
höchsten Profits entscheidet.

Darum geht die DKP mit diesen
Forderungen in den Wahlkampf
für das EG-Parlament:

Konsequente Anwendune des
Verursagherprinzips im Umwelt--
schutz. Gesetzliche Bestimmun-
gen müssen die Industriekga-
zeme zur konsequenten Einhal-
tung der Umweltschutzbestim-
mungen zwingen!

Unterstützung aller Bürgerinitia-
tiven. die sich für einen demo-
kratischen Umweltschutz,liLiie
Erhaltuns der Landschatt. für
eine vernünftige Raumplanung
einsetzenl

Für die Nutzbarmachung der na-
tionalen Energiereserven. für die
Erforschung von Alternativener.
gien. gegen das Energiepro-
gramm der Bundesregierung!
Internationale Zusammenarbeit
in allen Fragen der Ökologie. de-r
Sicherung des Lebensraums in
Westeuropa!

W&Ur:iwrlnehuz-

lllt dlo3em Wagen
lal dle Umwslt-
achutskommla-
lion d6r DKP
8ländlg lm Ein-
aaL.

Thomas
Hervorheben
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§olidarität
der Millionen
gegen die Millionäre!

Die DKP füh ihren Ec-wahl-
kampf gegen die Politik aller das
großkapitalistische System tra-
genden Pafteien in der Bundes-
republik. Die DKP kämpft für
eine Wende zu demokratischem
und sozialem Fortschdtt in der
Bundesrepublik, kämpft fur eine
veränderung der Macht- und Bc-
sitzverhältnisse in unserem Land.
weil nur so die Bundesrepublik
eine geachtete urd positive Rolle
im Leben der Völker spiclen
kann. Ganz anders die im Bun-
destag vertretenen und das Mo-
nopolkapital tragenden Parteien,
die mit demagogischen Euro-Pa-
rolen auftreten.
Die CDU zieht mit der Parole
,,Politik für die Freiheit - Glück
für die Menschen" in den EG-
Wahlkampf. Freiheit für die mul-
tinationalen Konzerne und Aus-
sperrung für die Arbeiter, Glück
für die Rüsturgsmonopole und
Abbau demokratischer Rechte.
Einschränkung der Gewerkschaf-
ten - das ist die eine Konzeption
der ezkonservativen Partei, der
CDU. Der andere F]ügel der
Monopolpartei, die CSU, tritt mit
der Parole ,,Freiheit oder Sozia-
lismus" an. Hier witd die Kampf-
ansage gegen die Arbeiterbewe-
gung unseres Landes und der an-
deren westeuropäischen Staaten
noch deutiicher formulicrt. Es ist
das Programm des gesellschaftli-
chen Rückschritts, der Reaktion.
Sowohl CDU als auch CSU wol-
len das vom deutschen lmperia-
lismus beherrschte Westeuropa,

wollen dcn militant antisowje-
tischen Kurs, wollen die zügellose
Hochrüstung.

Die FDP, in Widersprüchen zer-
rissen, nimmt gesellschaftspoli-
tisch die Positionen der
CDU/CSU ein mit besonderer
Betonung der antigewerkschaftli-
chen Politik im westeuropäischen
Rahmen. Auch diese Partei bie-
tet den arbeitenden Menschen in
unserem Land nicht die Spur ei-
ner annehmbaren Alternative.

Die SPD hat sich auf ihrem Eu-
ropa-Parteitag für die 35-Stun-
den-Woche- für das Verbot der
Aussperrung in den EC-Ländern
ausgesprochen. So bemerkens-
wert diese Positionen auch sind,
es stellt sich sofort die Frage:
warum wird die 35-Stunden-
woche und das Aussperrungs-
verbot nicht dort eingeführt, wo
die SPD den Kanzler, diverse
Minister und eine Reihe von
Landesregierungen stellt? ln der
Bundesrepublik wird die 35-
Stunden-Woche von der Bundes-
regierung bekämpft und die Aus-
speffung toleriert. Aber die Na-
gelprobe jeglicher Europa-Forde-
rung muß doch die Lage in der
Bundesrepublik sein.

Wir Kommunisten sagen den So-
zialdemokraten und den SPD-
Wählem: Wenn sich in Westeu-
ropa etwas ändern soll, dann
muß damit in der Bundesrepublik
begonnen werden. Ein Westeu-
ropa der Arbeitersolidarität? Da-
für sind wir. aber die Arbeiterso-
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lidadtät muß in der Bundesrepu-
blik beginnen. Auch und gerade
im Verhältnis zwischen Kommu-
nisten und Sozialdemokraten. Ein
Westeuropa der gewerkschaftli-
chen Solidarität? Dafür sind wir,
aber das heißt die Gewerk-
schaftsbewegung in der Bundes-
republik stärken. Ein Westeuro-
pa, das nicht mehr den multina-
tionalen Konzemen ausgeliefert
ist? Dafür sind wir, aber das
heißt Kampf den Monopolen und
ihrer Allmacht in der Bundesre-
publik.
Wir, die Deutsche Kommunisti-
sche Partei, wollen nicht, daß das
Schicksal unseres Landes und das
der arbeitenden Bevölkerung der
EG-Staaten weiterhin den multi-
nationalen Konzernen ausgelie-
fert bleibt. Wir verstehen Solida-
rität als gemeinsames Handeln
der Arbeiter, Angestellten, der
arbeitenden und lernenden Ju-
gend unseres Landes mit den
Arbeitern und Demokraten der
anderen Länder für gemeinsame
Ziele. An der Arbeitslosigkeit, an
der Jugendarbeitslosigkeit, an der
Entrechtung der ausländischen
Kollegen und der Frauen ist das
Großkapital schuld. In allen
Ländem Westeuropas. Also muß
man gegen das Großkapital an-
treten. In der Aktion. In Streik-
kämpfen für höheren Lohn und
kürzere Arbeilszeit. In Kämpfen
für Lehrstellen und Ausbildungs-
plätze. In großen Bewegungen
für Mitbestimmung der arbeiterr
den Menschen.

Die DKP ist Teil der weltweiten
kommunistischen Bewegung, die

auch in Westeuropa eine große
Rolle spielt. Die DKP hat ihre
Positionen fur den gemeinsamen
Kampf der Völker in Westeuropa
auf der Brüsseler Konferenz und
der Berliner Konferenz der
kommunistischen und Arbeiter-
parteien Europas dargelegt, und
sie verwirklicht konstruktiv die
dort festgelegten Ziele. Die DKP
hat die Initiative zur Achtung der
Neutronenbombe ergriffen. die
DKP wirkt aktiv an der Zusam-
menarbeit der westeuropäischen
Automobilarbeiter mit, sie nimmt
an allen westeuropäischen Bera-
tungen teil, die dem Ziel der Ar-
beitereinheit und des antimono-
polistischen Kampfes dienen. Sei
es die Stahlarbeirer- Konferenz in
Thionville, seien es westeuropä-
ische Treffen der Frauen, der
Studenten, der Arbeiterjugend.
Wir werden unsere guten Bezie-
hungen zu unseren Bruderpar-
teien in allen Staaten Europas in
den Dienst des arbeitenden Vol-
kes unseres Landes stellen.

Wer auf ein Furopa der Arbei-
lplrof idadfäL setztlLve-r- eill-Eu:
ropa desliedens wil l-lwer-für
eia-Euro+a der&cihcrrist.iu
dem die elementarstelq !l9a-
schenr_eqhtq gültig sind-- der gibJ
der DKP,am I0. Juni..Ee-iqp
Stimmel



ausländische Kollegen.ul dem M.nnhe'her PEn.rl.g: si. wissen. daß die oKP t6l an ihrcr seite stehr,

Wir können jedem Wähler diese
Versicherung geben:

Seine Stimme für die DKP ist
eine Stimme gegen die Konzerne,
ist eine Stimme für die Solidarität
der arbeitenden Menschen!
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